
 
 

Protokollauszug 
aus der 

58. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bauen, 
Wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes  

vom 21.02.2023 

 
öffentlich 
Top 3.2 Beschluss über den Masterplan Schlaatz und zur Fortführung des Bebau-

ungsplans Nr. 138 "Am Schlaatz" 
22/SVV/1235 
ungeändert beschlossen 

 
Der Vorsitzende eröffnet die 2. Lesung. 
 
 
Frau Hüneke und Herr Tomczak erkundigen sich nach bestehenden Baumbeständen bzw. einem 
Grünzug im südlichen Bereich.  
 
 
Herr Wolfram (Fachbereich Stadtplanung) informiert, dass beide Bereiche im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens noch einmal geprüft werden. 
 
 
Herr Said kritisiert die geplante Einschränkung des Autoverkehrs, wozu er einen Änderungsan-
trag seiner Fraktion ankündigt.  
 
 
Herr Dr. Niekisch erkundigt sich nach einer sozialen Durchmischung. 
 
 
Herr Wolfram bekundet, dass eine soziale Durchmischung Ziel des Masterplans sei. 
 
 
Der Vorsitzende stellt die Vorlage zur Abstimmung. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes 
empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschließen:  
 
 

1. Der Masterplan Schlaatz ist als Planungsgrundlage zur Weiterentwicklung des Wohnge-
biets am Schlaatz und als Grundlage für die Fortführung des Bebauungsplans Nr. 138 
„Am Schlaatz“ sowie für die Umsetzung der darin empfohlenen Realisierungsmaßnahmen 
zu verwenden (gemäß Anlage 2).  

2. Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 138 „Am Schlaatz“ ist in seinem räum-
lichen Geltungsbereich um den Geltungsbereich des ebenfalls in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplans Nr. 150 „Am Bisamkiez“ sowie um die Käthe-Kollwitz-Siedlung zu erwei-
tern (s. Anlage 4). Die Planungsziele dieses Bebauungsplans sind anhand der konkreten 
Ziele aus dem Masterplan Schlaatz zu aktualisieren (siehe Anlage 3 und Masterplan An-
lage 2).  



3. Der gemäß Beschlussposition 2 zu erweiternde Bebauungsplan soll im Regelverfahren 
weitergeführt werden. Als nächster Verfahrensschritt soll die öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) durchgeführt werden. Die öffentliche Auslegung 
ist durch einen Beteiligungs- und Mitwirkungsprozess im Schlaatz zu begleiten.  

4. Für die im Rahmen der Umsetzung des Masterplans Schlaatz möglichen ergänzenden 
Wohnungsneubauten, insbesondere des geförderten Wohnungsneubaus, soll die Lan-
deshauptstadt ihre Möglichkeiten zur vorrangigen und unentgeltlichen Übertragung von 
Rand- und Splitterflächen an die ProPotsdam und die Genossenschaften ausschöpfen. 
Gleichzeitig sollen Abstimmungen mit den Wohnungsunternehmen geführt werden, dass 
notwendige Rand- und Splitterflächen, welche für soziale Infrastruktur, öffentliche Frei-
flächen oder Verkehrsflächen und nicht für Wohnungsbau oder Gewerbe benötigt werden, 
im Gegenzug an die Landeshauptstadt übertragen werden, ggf. durch den Tausch von 
Flächen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: 7 
Ablehnung: 0 
Stimmenthaltung: 1 

 
 


